
  10.03.2023 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.03.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2022/15/0077 

Rechtssatz 

Nach außen erkennbare Amtshandlungen im Zuge eines Feststellungsverfahrens und insbesondere auch 
die Erlassung der in Betracht kommenden Feststellungsbescheide haben für die Abgaben, deretwegen die 
Feststellung zu erfolgen hat, verjährungsfristverlängernde Wirkung. Dies gilt selbst dann, wenn eine als 
Feststellungsbescheid intendierte und tatsächlich zugegangene Erledigung aus rechtlichen Gründen (etwa 
einer Fehlbezeichnung des Bescheidadressaten) keine rechtliche Wirksamkeit als Feststellungsbescheid 
entfaltet (vgl. VwGH 25.5.2022, Ra 2022/15/0001). 
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